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Aufhebung von zwei Tierseuchenallgemeinverfügungen 

Die Stallpflicht für Geflügel und die zusätzlichen Maßnahmen im Sperrbezirk und 
Beobachtungsgebiet um den Obersee wurden mit Wirkung vom 21.03.2017 aufgehoben. 

Durch Aufhebung der Tierseuchen- Allgemeinverfügung vom 23.11.2016, mit der die 
Stallpflicht für Geflügel angeordnet wurde, darf Geflügel wieder stadtweit im Freien gehalten 
werden.  

Zeitgleich wurde die Allgemeinverfügung vom 27.02.2017 aufgehoben, mit der ein 
Sperrbezirk und ein Beobachtungsgebiet um den Obersee festgelegt wurden. Die 
angeordneten Einschränkungen für die Hundefreilauffläche an der Stiftsmühle entfallen 
damit ebenfalls und Katzen müssen nicht mehr dauernd im Haus gehalten werden. 

Die „hochpathogene Geflügelpest Influenza A H5 N8“ wurde bei 16, der zwischen dem 
23.01.2017 und 17.02.2017 verendeten Wildvögeln (Gänse, Schwäne, Krähe, Graureiher 
Blesshuhn), überwiegend im Bereich des Obersees nachgewiesen. Die Anzahl der an 
Geflügelpest verendeten Vögeln war deutlich höher als die Zahl der Nachweise, da nicht alle 
als verendet gemeldeten Vögel untersucht wurden oder gefunden werden konnten. Mehr als 
2/3 der ständig am Obersee lebenden Gänse und Schwäne sind an der Geflügelpest 
verendet. 

Die gem. §55 Abs. 3  Geflügelpestverordnung zuvor durch das Gesundheits-, Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsamt durchgeführte Risikobewertung kam zu dem Ergebnis, dass 
4 Wochen nach dem letzten Fund eines an Geflügelpest verendeten Vogels keine Gefahr 
der Verschleppung mehr besteht und daher von der weiteren Festlegung des Sperr-und 
Beobachtungsgebietes abgesehen werden konnte. Das Vorgehen erfolgte in Absprache mit 
der Fachaufsichtsbehörde LANUV/LATIKO. 

In anderen Regionen Deutschlands insbesondere in Niedersachsen und in Mecklenburg - 
Vorpommern und Europas hat sich das Seuchengeschehen noch nicht beruhigt. Die für den 
Tierpark Olderdissen vorgesehenen Vorsichtsmaßnahmen werden daher noch nicht 
aufgehoben. 


